
Der Krieg in der Ukraine ist nicht nur politisch eine Zeitenwende mit katas-
trophalen Auswirkungen für die Bevölkerung vor Ort, sondern führt auch zu 
weitreichenden Veränderungen des Energiesystems in Deutschland und Europa. 
Viele Menschen und die Industrieunternehmen sind verunsichert, ob die Ver-
sorgung mit Strom und Gas auch in Zukunft gewährleistet werden kann und 
welche Auswirkungen dieser Krieg auf die Energiepreise in Deutschland haben 
wird. 

Wir sind davon überzeugt: Nur im Schulterschluss von Politik und 
Energiewirtschaft können die Fragen von Versorgungssicher-
heit – heute wichtiger denn je – sowie Klimaneutralität und 
Bezahlbarkeit der Energieversorgung gelöst werden. Dazu haben 
wir Handlungsbedarfe identifiziert, die jetzt umgehend anzugehen sind:

1.    Abhängigkeit von russischem Energielieferungen kurz- und mittelfristig verringern 

2.    Beschleunigung der Energiewende mit Erneuerbaren Energien und Netzausbau

3.    Schneller und umfassender Einstieg in grüne und klimaneutrale Gase

4.    Preissteigerungen für Energiekunden weiter dämpfen

•    Die Abhängigkeit der deutschen Gasversorgung von Lieferungen aus 
Russland ist aktuell mit einem Anteil von über 50% deutlich zu hoch. Sollten 
Lieferungen aus Russland kurzfristig ausfallen, wäre dies eine sehr große Her-
ausforderung. Wir gehen aber Stand heute davon aus, dass die Gasversorgung 
in diesem Winter unabhängig von Lieferungen aus Russland erfüllt werden 
kann.  

•    Vor dem Hintergrund der ungewissen Entwicklung und der Unberechen-
barkeit Russlands wird es wichtig sein, den Gas- und Kohlebezug aus 
Russland kurz- und mittelfristig zu verringern und im Gegen-
zug die Bezugsquellen weiter zu diversifizieren. 

•    Im Gasbereich kommen hierfür kurz- bis mittelfristig in geringem 
Umfang Produktionssteigerungen in Deutschland, aber insbeson-
dere Produktionssteigerungen in anderen Lieferländern in 
Frage, die über bestehende Routen angebunden sind. Diese Optionen 
sind jedoch mengenmäßig begrenzt. Daher gewinnt verflüssigtes Gas 
(LNG) und die damit verbundene Erschließung neuer Lieferländer wie 
bspw. USA und Australien zunehmend an Bedeutung. Wir begrüßen daher 
die Bestrebungen der Bundesregierung kurzfristig LNG-Terminals in 
Deutschland aufzubauen. Dies sollte im Interesse der nationalen Sicher-
heit mit einem stark verkürzten Planungs- und Genehmigungsverfahren 
erfolgen. Perspektivisch helfen solche LNG-Terminals in Deutschland auch 
beim Aufbau der Importstruktur für grüne Gase wie Wasserstoff.

•    Bei Steinkohle könnten Lieferungen aus Ländern wie Australien, 
USA, Kanada und Südafrika erhöht werden. Hierbei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass die jeweiligen Steinkohlesorten aufgrund ihrer unterschied-
lichen Zusammensetzungen nicht ohne weiteres in jedem Kraftwerk 
eingesetzt werden können. Die Kraftwerke und Peripherieanlagen (z. B. 
Kohlemühlen) müssen hierfür teilweise umgestellt werden, was durch 
staatliche Förderinstrumente unterstützt werden sollte. 

 

•    Deutschland verfügt innerhalb Europas über die größten Gasspeicher 
und kann damit einen hohen Anteil der Versorgung mit Gas absichern. Wir 
begrüßen die Idee der Bundesregierung, für Gasspeicheranlagen Füllstands-
vorgaben für Gasspeicheranlagen zu bestimten Terminen im 
Jahr einzuführen. Das Instrument ist geeigneter als eine strategische 
Reserve. Dennoch sehen wir im Hinblick auf die konkrete Ausgestaltung des 
Gesetzentwurfes noch Nachbesserungsbedarf, insbesondere bei den Fragen 
der Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten der unterschiedlichen Marktak-
teure. Auch sei der Hinweis erlaubt, dass diese staatliche Vorgabe trotz markt-
licher Ausgestaltung zu zusätzlichen Kosten führt, die am Ende die Kundinnen 
und Kunden tragen müssen. Um weitere Preisanstiege beim Gas für 
Haushalts- und Industriekunden zu vermeiden, sollten Ankauf 
und Einlagerung von Gas durch Bundesmittel finanziert wer-
den, was nach EU-Vorgaben beihilferechtlich zulässig wäre.

 
•    Biogas hat ein enormes Potential, das bislang von der Politik 
vernachlässigt wurde. Wir schlagen daher vor, dass vorhandene Biogas-
anlagen sinnvoller genutzt und direkt an das Gasnetz ange-
schlossen werden. Damit wird der Gasbezug weiter diversifiziert und der 
Gasimportbedarf direkt reduziert. Dies könnte bei angemessener Förderung 
sehr kurzfristig erfolgen. Mittelfristig sollten dann noch weitere Bio-
gasanlagen errichtet und vorhandene Anlagen erweitert werden, um mehr 
Energiemengen auf der Gas- bzw.  Wärmeseite zur Verfügung stellen.
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•    Die aktuelle Situation unterstreicht die Bedeutung einer möglichst souverä-
nen Energieversorgung – hierzu werden Erneuerbare Energien mittel- 
und langfristig den zentralen Beitrag leisten.

•    Wir unterstützen daher nachdrücklich die von der Bundesregierung im 
Koalitionsvertrag angedachten Maßnahmen für den schnelleren 
Hochlauf der Erneuerbaren. Hierzu zählt eine deutliche Anhebung der 
Ausbauziele für Photovoltaik und Wind sowie eine weitere Ausweisung von 
Flächen für den Ausbau. Wesentlich wird auch sein, dass die Planungs- und 
Genehmigungszeiten substanziell verkürzt werden. Es sollte zudem darüber 
nachgedacht werden, die wettbewerblichen Anreize für den Ausbau der Erneuer-
baren auszuweiten, in dem u. a. die sonstige Direktvermarktung gestärkt wird.

•    Beim Ausbau der Erneuerbaren Energien muss zwingend der gleichlaufen-
de Ausbau der Verteilnetze mitgedacht werden. Um dies sicherzustellen, 
bedarf es auch hier einer substanziellen Beschleunigung der Planungs- und 
Genehmigungsverfahren. Ebenso wichtig ist es, den Netzausbau durch 
regulatorische Vorgaben adäquat anzureizen. Die von der Bundesnetzagentur im 
vergangenen Jahr vorgenommene Festlegung für die Eigenkapitalverzinsung greift 
dabei deutlich zu kurz; sie sollte um einen Energiewende-Investitionszu-
schlag ergänzt werden.

2. WEITERE BESCHLEUNIGUNG DER  
        ENERGIEWENDE MIT ERNEUERBAREN                      
ENERGIEN UND NETZAUSBAU

•    Die Energie- und Klimawende wird allein durch zusätzliche Elektrifizierung 
nicht zu stemmen sein. Schon aus Gründen der Versorgungssicherheit, aber auch 
um die Klimaschutzziele zügig und bezahlbar zu erreichen, sollte jetzt auf alle 
Technologieoptionen gesetzt werden, die hierauf einzahlen. Eine sichere 
Energieversorgung muss weiterhin auf die Säulen Strom und Gas gestützt sein. 
Neben Elektronen sind hierfür auch Moleküle notwendig. Wir be-
nötigen daher jetzt keine Debatte über einen Gas-Ausstieg, sondern über einen 
Gas-Umstieg, der die Weichen hin zu einer klimaneutralen und sicheren 
Gasversorgung stellt. Um dies zu gewährleisten, muss die laufende Transfor-
mation der Gaswirtschaft hin zur Klimaneutralität zur Priorität 
der Bundesregierung werden.

•    Der Hochlauf von Wasserstoff (H2) ist dabei von zentraler Bedeutung. 
Die deutsche Gaswirtschaft und insbesondere die kommunalen Versorger der 
Thüga haben schon vor längerem die Weichen für eine Gasversorgung 2.0 ge-
stellt: Zum einen investieren wir in lokale Wasserstoffprojekte, um den Hochlauf 
vor Ort in die Wege zu leiten und die Abhängigkeit von externen Lieferquellen zu 
reduzieren, zum anderen bereiten wir die Gasverteilnetze auf eine dekarbonisier-
te Zukunft mit H2 und Biomethan vor. 
 
 

•    Von Seiten der Bundesregierung erwarten wir jetzt die notwendigen 
gesetzlichen und regulatorischen Maßnahmen, um einen schnelleren 
Einstieg in H2-Technologien, H2-Erzeugung und die H2-Netze zu forcieren. Hierzu 
zählen:

•    Ein gesetzlich verankertes Grüngasziel (25% bis 2030) und eine 
Treibhausgas-Minderungsquote für grüne Gase im Wärmebereich 
als wirkungsvolle und schnell umsetzbare Maßnahmen.

•    Gemeinsame Regulierung und Finanzierung von Gas- und 
Wasserstoffnetzen. Beides muss als infrastrukturelle Einheit gedacht 
werden, um das bestehende und gut ausgebaute Gasverteilnetz zum Was-
serstoffnetz der Zukunft entwickeln zu können. Bereits heute sind große 
Teile der Gasnetzinfrastruktur geeignet, um Wasserstoff zu nutzen.

•    Zudem werden pragmatische und schnell umsetzbare 
Regeln benötigt. Die geplanten Detailregelungen für grünen Wasserstoff 
sowie zu strenge Kriterien für die Herstellung von grünem Wasserstoff 
bremsen jetzt schon viele bereits genehmigte Pilotprojekte aus. Dies muss 
über Experimentierklauseln schnellstmöglich behoben und bei der 
Ausgestaltung der Regelungen für klimaneutralen Gase berücksichtigt 
werden. 

3. SCHNELLER UND UMFASSENDER  
	 EINSTIEG IN GRÜNE UND  
     KLIMANEUTRALE GASE

•    Die bereits von der Bundesregierung beschlossenen Maßnahmen zur Preis-
dämpfung – wie z. B. die vorzeitige Abschaffung der EEG-Umlage und der ein-
malige Heizkostenzuschuss – begrüßen wir. Dies wird unseres Erachtens 
aber nicht ausreichen, um bisherige und absehbare weitere Preiseffekte 
abzufedern, weshalb weitere Maßnahmen notwendig sind:

•    Von einer Absenkung der Stromsteuer auf das europarechtlich 
zulässige Mindestmaß würden alle Verbraucherinnen und Verbraucher ganz 
direkt profitieren - auch jene, die nicht über staatliche Transfersysteme 
erreicht werden können. 

•    Über die Mehrwertsteuer erhält der Staat bei jeder Kostensteige-
rung im Ener-giebereich automatisch auch mehr Steuereinnahmen. Auf der 
anderen Seite erhöhen sich dadurch die Energiekosten für die Verbraucher. 
Nach BDEW-Schätzungen wird der Bund 2022 hierdurch zusätzlich circa 
2,5 Mrd. Euro einnehmen. Es würde die Verbraucher deutlich entlasten, 
wenn der Staat auf diese Mehreinnahmen verzichten würde. 
Dies ließe sich über eine Absenkung der Mehrwertsteuer auf Energiepro-
dukte analog dem Vorgehen im Jahr 2020 schnell und einfach realisieren. 
Die IT-Systeme auf Seiten der Energieversorger sind hierfür vorbereitet 
und können Absenkungen unmittelbar an die Kundinnen und Kunden 
weitergegeben.

4. PREISSTEIGERUNGEN FÜR  
       ENERGIEKUNDEN WEITER  
            DÄMPFEN


